
 
 

Stellungnahme des ZDF 
zum Referentenentwurf zum Mediendienste-Investitionsverpflichtungs-Gesetz 

(MedienInvestVG, Stand 05.05.2026) 

 
Das ZDF blickt auf eine lange Tradition der verlässlichen Partnerschaft mit den deutschen Produ-
zenten und ihren Interessenverbänden zurück. Diese findet seit vielen Jahren ihren Ausdruck in 
den sogenannten Terms of Trade des Senders, die die Eckpunkte / Rahmenbedingungen der Zu-
sammenarbeit zwischen dem ZDF und den Produzenten beschreiben. Nachvollziehbarerweise 
verweisen die von den Regierungsparteien verabschiedeten Eckpunkte zum Investitionsverpflich-
tungsgesetz aus Februar 2026 auf diese Regelungen des öffentlich-rechtlichen Rundfunks als 
Best-Practice-Beispiel. Vor diesem Hintergrund appellieren wir, diese erprobten Strukturen zu res-
pektieren und sie nicht in ihren zentralen Elementen in Frage zu stellen. 

Das ZDF hat in der Vergangenheit bereits sehr ausführlich zu dem bereits mehrere Jahre in Politik 
und Branche erörterten Vorhaben einer gesetzlichen Investitionsverpflichtung Stellung genommen. 
Auf diese Stellungnahmen wird verwiesen.  

Zum jetzigen Zeitpunkt des Gesetzgebungsprozesses und angesichts der sehr kurzen Stellung-
nahmefrist beschränken wir uns im Wesentlichen auf die aus Sicht des ZDF kritischsten Regelun-
gen:   

 

I. Regelung zum Rechterückfall  

Der Grundsatz, dass der Sender gegen Vollfinanzierung einer Produktion alle Rechte erhält, ist 
wirtschaftlich gerechtfertigt. Eine Rechteteilung kann nur dann erfolgen, wenn sich der Produzent 
mit eigenen finanziellen Mitteln an der Produktion beteiligt.  

Die Rechterückfallregelung ist in ihrer derzeitigen Form anpassungsbedürftig. Sie gilt nicht nur für 
geförderte Produktionen, sondern für alle Herstellungsarten, d. h. auch für Auftragsproduktionen, 
soweit sie im Rahmen von § 4 Abs. 1 Ziff. 3 zur Anrechnung gebracht werden sollen. 

Keine Berücksichtigung des Finanzierungsanteils des Senders / Mediendienstanbieters 

Die Regelung knüpft an den Finanzierungsanteil des Produzenten an. Der Finanzierungsanteil des 
Senders bleibt unberücksichtigt. Dies ist ein Mechanismus, der Investitionen in Produktionen 
hemmt: Eine solche Regelung führt dazu, dass ein Mehr an Senderfinanzierung nicht zu einem 
größeren Rechteumfang führen würde. Beträgt der Finanzierungsanteil des Produzenten ein-
schließlich Bundesförderung aus Steuermitteln 50,1 %, wäre es danach egal, wie hoch der Finan-
zierungsanteil des Senders / Mediendiensteanbieters ist. Er würde nicht mehr als 3 Jahre Nut-
zungszeit erwerben können. 
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Unangemessene Nutzungszeiträume / Keine Übertragbarkeit von Kino-Regelungen auf Auf-
tragsproduktionen 

Die vorgesehenen Nutzungszeiträume sind für die Sender / Mediendiensteanbieter unverhältnis-
mäßig kurz. In der Begründung zu § 8 des Entwurfs (S. 34, 1. Abs.) wird ausgeführt, dass sich die 
Laufzeiten der Rechteeinräumung an den bestehenden üblichen Regelungen des FFG zum Rech-
terückfall bei der Zusammenarbeit mit Fernsehveranstaltern orientieren. Dies ist nur in Bezug auf 
den Rechterückfall nach 5 und 7 Jahren korrekt und auch nur, was die reine Laufzeit betrifft. Der 
Verweis auf das FFG führt jedoch grundsätzlich in die Irre. Zum einen stellt das FFG – richtiger-
weise – auf den Finanzierungsanteil des Senders ab. Dieser wird im vorliegenden Modell ausge-
blendet. Zum anderen regelt das FFG Finanzierung und Auswertung von Kino-Produktionen. Kino-
Produktionen unterscheiden sich in Bezug auf Finanzierung und Auswertung grundsätzlich von 
Auftragsproduktionen. Insoweit ist auch die im FFG enthaltene Regelung zum Rechterückfall nicht 
übertragbar, zumal sich diese auf das Fernsehnutzungsrecht (von Kinofilmen) beschränkt. Bei Ki-
noproduktionen liegen die Finanzierungsbeteiligungen des ZDF als Koproduzent nur in wenigen 
Fällen über 30 %. Daraus ergibt sich, dass maßgebliche andere Finanzierungsbestandteile für die 
Realisierung des Kinofilms erforderlich werden, die refinanziert werden müssen. Dies ist der – 
nachvollziehbare – Grund für die Begrenzung der Lizenzzeit. Auftragsproduktionen des ZDF sind 
in der Regel vollfinanziert. Handelt es sich um teilfinanzierte Auftragsproduktionen, liegt der Finan-
zierungsanteil des ZDF mindestens bei 80 %, in der Regel aber auch darüber. Die Finanzierungs-
struktur von Auftragsproduktionen rechtfertigt keine Lizenzzeitbegrenzung im vorgeschlagenen 
Umfang. 

Problematischer Rechterückfall bei einem Produzentenanteil von 0-9 % Mitfinanzierung  

Besonders kritisch ist ein Rechterückfall nach sieben Jahren in der ersten Kategorie, wenn der 
Produzentenanteil 0–9 % an der Finanzierung ausmacht. Hier ist als zusätzliche Voraussetzung 
erforderlich, dass der Produzent die “maßgeblichen Rechte” einbringt. Der Wortlaut lässt die Aus-
legung zu, dass ein Rechterückfall auch dann erforderlich ist, wenn die Produktion keine Bundes-
förderung aus Steuermitteln erhält und der Produzent keinen eigenen Finanzierungsanteil ein-
bringt, aber der Erwerb der wesentlichen Rechte über ihn erfolgt. Dazu ist auf Folgendes hinzu-
weisen: 

Einbringen der Rechte durch den Hersteller 

Es entspricht der grundsätzlichen Systematik von Auftragsproduktionen, dass der Produzent die 
Rechte einbringt. Der Produzent selbst erhält nach dem Urheberrecht ein Leistungsschutzrecht als 
Hersteller; alle anderen Rechte müssen erworben werden. Sie entstehen weder beim Hersteller 
noch beim Sender / Mediendienst. Sie entstehen bei den Urhebern. Bei Auftragsproduktionen ist 
es die Regel, dass der Produzent diese Rechte für den Sender erwirbt. Dafür ist er der Auftrags-
produzent, der die Organisation und Herstellung der Produktion übernimmt. Er überträgt die Rechte 
gegen Übernahme der Kosten an den Sender / Mediendienst. Auf die Rechtekosten erhält der 
Produzent einen Handlungskostenzuschlag sowie einen Gewinnzuschlag. Das ZDF sichert zudem 
in großem Umfang Stoffentwicklungskosten durch den Abschluss von Produktionsvorbereitungs-
verträgen ab. 

Es kann in diesem System nur darauf ankommen, wer den Rechteerwerb finanziert. Eine Rechte-
teilung im vorgesehenen Umfang für den Fall, dass der Produzent keinen eigenen Finanzierungs-
anteil beisteuert, würde dazu führen, dass die Sender ihre Beiträge in Auftragsproduktionen fak-
tisch reduzieren müssten. Eine Übernahme aller Kosten bei nur eingeschränkter zeitlicher 
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Rechteeinräumung wäre unwirtschaftlich und aus Gründen der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit 
(vgl. etwa § 33 Abs. 2 und 3 Medienstaatsvertrag) – auf welche die Länder beim öffentlich-rechtli-
chen Rundfunk immer wieder hinweisen – nicht zu vertreten; eine Folge, die auch nicht im Interesse 
der Produzenten liegen kann. 

Zur Vermeidung von Rechtsunsicherheit ist es daher erforderlich, klarzustellen, dass ohne eine 
Mitfinanzierung des Produzenten, d.h. bei einem Finanzierungsanteil von 0 %, keine Rechteteilung 
zu erfolgen hat. Sollte die Regelung an dieser Stelle grundsätzlich nicht mehr angepasst werden, 
wäre mindestens in der Begründung - in Konkretisierung der derzeit genannten „hohen Anforde-
rungen“ - klarzustellen, dass ein Einbringen der wesentlichen Rechte erfordert, dass diese als 
Sachleistung eingebracht werden und dass die Voraussetzungen nicht erfüllt sein können, wenn 
der Sender die Kosten des Rechteerwerbs übernimmt.  

Möglichkeit des Opt Outs  

Soweit man dieser Argumentation entgegenhalten wollte, dass die Sender / Mediendiensteanbieter 
über § 9 bei höheren freiwilligen Investitionen mit Produzentenverbänden abweichende Regelun-
gen treffen können, ist zu berücksichtigen, dass diese Möglichkeit den Gesetzgeber nicht davon 
entbinden kann, seinerseits eine sachgerechte und verhältnismäßige Regelung zu treffen, die wirt-
schaftliche Investitionen angemessen berücksichtigt und die Interessen von Mediendiensteanbie-
tern und Produzenten gleichermaßen adressiert. Dies ist mit der derzeitigen Regelung aus den 
dargestellten Gründen noch nicht sichergestellt. Das ZDF investiert in großem Umfang in die Her-
stellung europäischer Werke, die in Deutschland produziert werden. Über das Auftrags- und Ko-
produktionsvolumen wird jährlich transparent berichtet. Durch die vorgesehene Rechteteilung wer-
den faire Verhandlungen zwischen Sendern und Produzentenverbände einseitig zu Lasten des 
öffentlich-rechtlichen Rundfunk erschwert. Im Übrigen sieht der aktuelle Richtlinien-Entwurf des 
BKM für den “Förderfonds TV/VOD” nur für öffentlich-rechtliche Fernsehveranstalter (und deren 
Verbundunternehmen) eine Begrenzung des Finanzierungsanteils vor, die sich in Verbindung mit 
den Rechteteilungsvorgaben des geplanten Gesetzes, aber auch isoliert betrachtet einseitig zu 
Lasten der öffentlich-rechtlichen Sender auswirkt. 

 

II. Begriff des unabhängigen Filmherstellers  

Für die Beurteilung der Frage, ob ein Hersteller unabhängig ist, kann es  allein auf die gesell-
schaftsrechtliche Stellung zum Auftraggeber ankommen. 

Das Gesetz fordert neben der Voraussetzung einer gesellschaftlichen Verbindung nach § 15 AktG, 
dass der beauftragende Sender / Mediendiensteanbieter oder ein mit ihm verbundenes Unterneh-
men keine wesentlichen inhaltlichen Mitbestimmungsrechte im Hinblick auf die kreative Ausgestal-
tung der Produktion haben darf. 

Auftragsproduktionen wären nicht als Werke unabhängiger Hersteller anerkennungsfähig 

Die in § 2 Abs. 5 des Entwurfs formulierten und in der Begründung erläuterten Voraussetzungen 
zum kreativen Mitbestimmungsrecht des Mediendiensteanbieters müssen zwingend gestrichen 
werden. Eine solche Regelung würde dazu führen, dass Auftragsproduktionen per se nie als Werke 
unabhängiger Hersteller im Sinne des Mediendienste-Investitionsverpflichtungsgesetztes aner-
kannt werden könnten. Zentrales Element der Auftragsproduktion ist, dass dem Auftraggeber die 
wesentlichen redaktionellen, inhaltlichen und kreativen Entscheidungen obliegen. 
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Anpassung erforderlich, um Programmverantwortung sicherstellen zu können 

Wäre dem nicht so, könnten die Sender / Mediendienste im Bereich der Auftrags- und Koproduktion 
ihrer redaktionellen Programmverantwortung nicht nachkommen. Die Auftragsproduktion unter-
scheidet sich hier maßgeblich von einer Lizenz. Bei einer Lizenz hat der Mediendiensteanbieter 
die Möglichkeit, eine fertige Produktion zu erwerben. Er kann somit im Vorfeld prüfen, ob das Pro-
dukt dem Programmauftrag und der Programmstrategie des Angebots entspricht. Bei einer Auf-
trags- und Koproduktion wird die Produktion erst noch hergestellt. Der Mediendiensteanbieter be-
auftragt bzw. beteiligt sich vorab und zahlt auch nach Produktionsfortschritt. Damit muss zwangs-
läufig verbunden sein, dass der Auftraggeber wesentliche inhaltliche Entscheidungen treffen kann. 

Inhaltliche Abstimmung im Interesse des Herstellers 

Ein solches inhaltliches Entscheidungsrecht muss im Übrigen auch im Interesse des Auftragspro-
duzenten sein, der ein ureigenes Interesse daran hat, dass das Produkt den Erwartungen und 
Zielvorstellungen des Auftraggebers entspricht. Dies ist nachvollziehbarerweise Voraussetzung 
dafür, dass eine dauerhafte Geschäftsbeziehung entstehen kann. 

Eine inhaltliche Einflussnahmemöglichkeit kann auch denklogisch nicht zu einer gesellschafts-
rechtlichen Kontrolle führen bzw. dieser gleichgesetzt werden, wie es in der Begründung ausge-
führt wird. Gesellschaftsrechtliche Beziehungen sind zwangsläufig zu unterscheiden von konkreten 
Auftragsverhältnissen. 

Eingriff in die Vertragsautonomie durch Ausschluss der inhaltlichen Einflussnahme 

Dass der Auftraggeber eines Produkts, der die Kosten der Herstellung übernimmt bzw. maßgebli-
che Anteile davon, keinen Einfluss auf die Ausgestaltung haben soll, wäre nach unserer Kenntnis 
eine in der deutschen Rechtsordnung singuläre Regelung, die einen massiven Eingriff in die Ver-
tragsfreiheit der Sender / Mediendienste darstellen würde.  

Im Übrigen ist diese Definition ausufernd, unspezifisch und aufgrund der zahlreichen unbestimmten 
Rechtsbegriffe (wie z. B. „allein oder gemeinsam mit anderen“, „vergleichbarer Einfluss“, „wesent-
liche Entscheidungen“) im Ergebnis nicht praktikabel. 

Regelung dient nicht dem erklärten Ziel der Subquote 

Schließlich dient eine solche Regelung auch nicht dem erklärten Ziel (vgl. explizit Begründung, S. 
30, 1. Absatz), dass durch die Subquote für unabhängige Produzenten sichergestellt werden 
soll,„dass Mediendiensteanbieter nicht lediglich konzernintern produzieren, sondern einen relevan-
ten Anteil der Produktionen bei externen, unabhängige Filmherstellern beauftragen.“ An dieser 
Stelle sei darauf hingewiesen, dass sich das ZDF seit vielen Jahren freiwillig gegenüber der Bran-
che dazu verpflichtet, nicht mehr als ein Drittel seines Produktionsvolumens an verbundene Pro-
duktionsunternehmen zu vergeben und hierzu jeweils transparent zu berichten.  

Übernahme der Regelung aus § 62 Abs. 2 MStV nicht sachgerecht 

Der Wortlaut der Regelung lässt den Schluss zu, dass hier die Regelung § 62 Abs. 2 MStV über-
nommen wird. Insoweit sei darauf hingewiesen, dass diese Regelung der Sicherung der Meinungs-
vielfalt im Bereich des Privaten Rundfunks dient. Die Regelungsgegenstände sind insoweit nicht 
vergleichbar und eine Übertragung des Grundsatzes weder nachvollziehbar noch sachgerecht. Im 
Übrigen enthält auch die Begründung keinen Hinweis auf eine entsprechende Auslegung.  
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III. Zurechnung der Fördermittel aus Steuermitteln des Bundes zum Finanzierungsanteil 
des Produzenten 

Die Fördermittel von FFA und Landesfördereinrichtungen sind weiterhin nicht dem Produzenten-
anteil zuzurechnen.  

Zu begrüßen ist, dass nunmehr - anders als in der Vergangenheit diskutiert - nur noch Förderungen 
aus Steuermitteln des Bundes dem Eigenanteil des Produzenten zugerechnet werden und diesen 
erhöhen sollen. Mittel aus Länderförderungen und FFA-Mittel sollen nicht dem Produzenten zuge-
schlagen werden. Dabei sollte es bleiben. Eine Zurechnung dieser Fördermittel zum Produzenten-
anteil würde die freiwilligen Beiträge der öffentlich-rechtlichen Sender an Filmförderungseinrichtun-
gen von Bund und Ländern in Frage stellen und gefährden. 

Das ZDF unterstützt FFA und Landesförderungen maßgeblich durch freiwillige finanzielle Leistun-
gen. Diese werden aus originären Programmgeldern geleistet. Werden diese Fördermittel dennoch 
vollständig dem Produzenten zugerechnet, obwohl sie wesentlich aus Senderbeiträgen stammen, 
wird dieses Engagement konterkariert. Für die Sender entstünde die Notwendigkeit, Mittel direkt in 
Produktionen zu investieren, um nach den Grundsätzen der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit 
werthaltige Rechte zu sichern. 

 

IV. Opt Out / Vereinbarung mit repräsentativen Vereinigungen von Herstellern  

Soweit die Eckpunkte beschreiben, dass die Mediendienste / Sender mit einer Selbstverpflichtung 
in Höhe von 12 % und einer Vereinbarung mit repräsentativen Vereinigungen von Herstellern die 
Verpflichtungen aus den Subquoten aussetzen können, ist es aus Sicht des ZDF wesentlich, dass 
hier bereits geltende Rahmenbedingungen der Zusammenarbeit zwischen dem ZDF und den Pro-
duzenten anerkannt werden. Das ZDF befindet sich derzeit im Prozess der intensiven Konsultation 
mit den Produzenten zur Aktualisierung seiner Rahmenbedingungen. Dieser Prozess ist für beide 
Seiten aufwändig und zeitintensiv. Er erfolgt im Austausch auf Augenhöhe. Vor diesem Hintergrund 
ist es für das ZDF von großer Bedeutung, dass auch bereits bestehende Regelungen anerkannt 
werden. 

Darüber hinaus appellieren wir, die Branchenpartner nicht zu vertraglichen Vereinbarungen zu ver-
pflichten. Das ZDF wählt seit vielen Jahren vor dem Hintergrund der wettbewerbsrechtlichen An-
forderungen für seine Terms of Trade im Einvernehmen mit den Produzentenvertreterinnen und -
vertretern den Weg der Selbstverpflichtungserklärung. Dieser Selbstverpflichtungserklärung geht 
regelmäßig ein intensiver Konsultationsprozess voraus. Die Koalitionspartner haben in ihrem Eck-
punktepapier das Vorgehen der öffentlich-rechtlichen Sender als Best-Practice-Beispiel genannt. 
Zur Vermeidung bzw. Reduzierung kartellrechtlicher Risiken sowohl auf Seiten der Verwerter als 
auch auf Seiten der Produzenten sollte ein solches Vorgehen auch unter dem Investitionsverpflich-
tungsgesetz möglich und das Mittel der Wahl sein. Der Hinweis in der Begründung, dass die Ver-
tragsparteien die Verantwortung für die kartellrechtliche Zulässigkeit tragen, bei gleichzeitiger Ver-
pflichtung zum Vertragsschluss, wird als unangemessene Verlagerung des Risikos auf Medien-
dienstanbieter und Produzentenverbänden angesehen.  
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